
B 2.57 Einwender 57 
 hier: Schreiben vom 19.08.2015  
         Schreiben vom 15.06.2015 an den Rhein-Sieg-Kreis  - Amt für Natur- und Landschaftsschutz 

 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57



 

Beschlussentwurf zu B 2.57:  

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 19.08.2015 und die mit Schreiben vom 
15.06.2015 (vom Rhein-Sieg-Kreis – Amt für Natur- und Landschaftsschutz - weitergeleitet  an die Stadt 
Rheinbach) eingegangenen Stellungnahmen B 2.57 wie folgt zu entscheiden: 

 

Ausbau der Windenergie zwischen Meckenheim und Rheinbach - Klarstellung 

Der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie liegt nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im  - gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse. 

Bei der Energiewende handelt es sich um ein bundes- und landespolitisches Ziel, das den Ausbau erneuerbarer 
Energien, wozu auch die Windenergie zählt, vorsieht und an der sich jede Kommune zu beteiligen hat.  

Das Land NRW fasst seine klimapolitischen Ziele im Entwurf des Landesentwicklungsplans zusammen. Das Ziel 
der Landesregierung lautet, dass der CO2-Ausstoß in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahre 2020 um 25 % und bis 
zum Jahre 2050 um mindestens 80 % gegenüber 1990 reduziert werden soll. Der Anteil der Stromgewinnung aus 
erneuerbaren Energien soll von heute 3 % auf 15 % erhöht werden. Die Stadt Rheinbach möchte diesem Ziel 
gerecht werden und im Sinne einer rechtssicheren Planung der Windenergie, substantiell Raum verschaffen. 

 

Konzentrationszonen und Steuerung der Windenergie – Klarstellung: 

Für die Kommunen besteht im Rahmen der kommunalen Planungshoheit, die Möglichkeit die Windenergie 
räumlich durch die Ausweisung von Konzentrationszonen für die Windenergie im Flächennutzungsplan und ggf. 
durch weitere Feinsteuerung im Bebauungsplan an einer oder mehreren Stellen im Gemeindegebiet zu 
konzentrieren und dadurch einen Ausschluss der Windenergie im übrigen Gemeindegebiet zu bewirken. Sofern 
von diesem Instrument Gebrauch gemacht wird, muss der Windenergienutzung substantiell Raum verschafft 
werden.  

Alternativ kann eine Kommune auf die o.g. steuernden planungsrechtlichen Instrumente verzichten. In diesem 
Fall ist die Windenergienutzung als privilegierte Nutzung im Außenbereich nach § 35 BauGB im gesamten 
Außenbereich möglich. Dies führt häufig zu einer „Verspargelung“ der Landschaft und ist deshalb nachteilig für 
die betreffende Kommune. 

Um einer derartigen „Verspargelung“ zuvorzukommen, hat die Stadt Rheinbach eine rechtskräftige 
Konzentrationszone für die Windenergie bereits im Jahr 1999 im Flächennutzungsplan dargestellt. Der 
Flächennutzungsplan stellt östlich der Kernstadt Rheinbachs bis zur gemeinsamen Stadtgrenze mit der Stadt 
Meckenheim „Konzentrationsflächen für Windkraftanlagen“ dar, eine Begrenzung der zulässigen Gesamthöhe 
der Windkraftanlagen wurde auf der Ebene des Flächennutzungsplanes nicht vorgenommen. Durch die 
Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 65 Bremeltal vom 01.09.2004 wurde eine Höhenbeschränkung von 50 m 
getroffen. Mit dem vorliegenden Bebauungsplan Nr. 65 „Bremeltal“ – Neuaufstellung erfolgt eine Feinsteuerung, 
die eine Neuplanung beinhaltet, um der Windenergie mehr Entwicklungsmöglichkeiten zu verschaffen. 

 

Mit einer Höhenbegrenzung auf 50 m Gesamthöhe kann der Windenergie zum heutigen Stand der Technik nicht 
in substantieller Weise Raum verschaffen werden, der der aktuellen Rechtsprechung genügt. Die Leistung von 
50 m hohen WEA liegt um ein Vielfaches unterhalb der Leistung von möglichen 150 m hohen WEA. 

Die Suche nach alternativen Standorten im gesamten Stadtgebiet ist nicht Gegenstand dieses 
Bebauungsplanverfahrens. Durch dieses Bebauungsplanverfahren soll eine Feinsteuerung einer 
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Konzentrationszone für die Windenergie, die im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach 
dargestellt ist, vorgenommen werden. 

 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. Dabei wurden alle planungsrechtlich zu beachtenden Belange an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, sowohl für die Neubaugebiete 
mit ihren entsprechenden Gebietsausweisungen gemäß BauNVO als auch für die vorhandenen 
Siedlungsgebiete, berücksichtigt.  

 
 
zu I - Täuschung und Wertminderung Ihrer Immobilie 

Die Vermarktungspraxis von Baugrundstücken in Meckenheim ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung und auch 
kein Belang, über den der Rat der Stadt Rheinbach im Rahmen der Abwägung zur Planaufstellung des 
Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 65 „Bremeltal“ – Neuaufstellung beschließen kann. 

 

Bei der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 65 „Bremeltal“ wurden auch die, für die 
Meckenheimer Wohngebiete planungsrechtlich zu beachtenden Belange an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung berücksichtigt.  

Der geringste Abstand der im Bebauungsplan Rheinbach Nr. 65 Bremeltal – Neuaufstellung festgesetzten 
Sondergebietsflächen für Windenergieanlagen zur neu erworbenen Wohnimmobilie des Einwenders beträgt mehr 
als 1,7 km. Die der Schallprognose zugrunde zu legende planungsrechtliche Einordnung des Meckenheimer 
Wohngebietes „Sonnenseite“ erfolgte nach der festgesetzten Nutzungsart des für diesen Bereich rechtskräftigen 
Bebauungsplans der Stadt Meckenheim. 

Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die gesetzliche Systematik, die Windkraftanlagen im Außenbereich bevorzugt 
zuzulassen (§ 35 Baugesetzbuch), vorprogrammiert, dass das Landschaftsbildbild durch solche Anlagen 
verändert und beeinträchtigt wird und mit der gewollten Nutzung der Windenergie notwendigerweise gewisse 
Belastungen des Wohnens im Außenbereich und an den Ortsrändern verbunden sind. 

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall gegeben 
sein könnten.  

 

zu II. - Gesundheitsgefährdung 
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Der geringste Abstand der im Bebauungsplan Nr. 65 „Bremeltal“ – Neuaufstellung festgesetzten 
Sondergebietsflächen für Windenergieanlagen zum derzeitigen und aktuellen Wohnort des Einwenders in 
Meckenheim beträgt mehr als 4,4 km. Der geringste Abstand der im Bebauungsplan Nr. 65 „Bremeltal“ – 
Neuaufstellung festgesetzten Sondergebietsflächen für Windenergieanlagen zur erworbenen und vermieteten 
Immobilie im Bereich der nördliche Stadtentwicklung Meckenheims „Sonnenseite“ beträgt mehr als 1.7 km. 

In NRW gibt es keinen gesetzlich festgelegten pauschalen Mindestabstand für die Entfernung von 
Windenergieanlagen (WEA) zu Wohnhäusern oder Siedlungsbereichen. Für die Entfernung zur Wohnbebauung 
sind die immissionsschutzrechtlichen Abstände maßgeblich, darüber hinaus dürfen WEA nicht in rücksichtsloser 
Weise störend wirken.  

Infraschall 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 
dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe). Das LANUV 
beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann nachgewiesen 
werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos “ 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

Es gibt keinen wissenschaftlich gesicherten Hinweis darauf, dass von dem von Windenergieanlagen 

verursachten Infraschall, der unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs liegt, eine 

Gesundheitsgefahr ausgeht. Es ergeben sich durch die vom Einwender beanstandete mögliche Belastung durch 

Infraschall keine schädlichen Umwelteinwirkungen. In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die 

Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle keine schädliche Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, 

VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Die weiteren Ausführungen zu wissenschaftlichen Ausarbeitungen und Studien, welche sich mit dem Thema 
„Infraschall“ befassen, haben keine Bezug zum vorliegenden Bauleitplanverfahren und sind deshalb auch nicht 
abwägungsrelevant. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 
Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 
oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 
anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche. 
[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 
nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 
Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

 

Während pauschale Schutzabstände, bezogen auf eine maximale Anlagenhöhe, zur Vermeidung einer optisch 
bedrängenden Wirkung sachgerecht sind, sind Schutzabstände aus Gründen des Immissionsschutzes nur 
anlagenspezifisch bzw. auf Basis eines konkreten Windparks zu ermitteln. Bei einem zu großen Abstand werden 
Flächen ausgeschlossen, die aus Sicht des Immissionsschutzes für die Errichtung von Windenergieanlagen 
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durchaus geeignet sind und der substantielle Raum für die Windenergie würde in unverhältnismäßiger Weise 
eingeschränkt. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass durch den vorliegenden Bebauungsplan noch nicht die 
konkrete Handlung, nämlich die Errichtung von Windenergieanlagen zugelassen wird. Dem Bebauungsplan ist 
noch das Genehmigungsverfahren nachgeordnet, in dem weitere Prüfungen auf der Grundlage einer konkreten 
Anlagenplanung erfolgen. 

Der Erlass einer Veränderungssperre richtet sich nach den Vorschriften des Baugesetzbuches und dient der 

Sicherung der Bauleitplanung, d. h. es soll vermieden werden, dass während der Planungszeit innerhalb des 

Plangebietes Fakten geschaffen werden, die die Umsetzung der beabsichtigten Planung – also hier der 

Errichtung von Windenergieanlagen – erschweren oder nicht durchführbar machen. Eine Veränderungssperre 

kann nicht beliebig lang ausgedehnt oder verlängert werden.  

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 

Windenergienutzung. 

 

Zu III Lärm / Schall 

Die Lärmlästigkeit ist durch subjektives Empfinden gekennzeichnet. Die Störung durch Geräusche wird durch 
eine Vielzahl von Elementen bestimmt, vor allem auch durch den Sympathiewert der Geräuschquelle. Daher wird 
auch der von Windenergieanlagen erzeugte Lärm je nach Einstellung des Betroffenen in seiner Störintensität 
unterschiedlich wahrgenommen. 

Diese subjektiven Merkmale entziehen sich einer „Mathematisierung“ durch Lärmwerte, für die Vollziehbarkeit 
eines Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die auf seiner Grundlage zuzulassenden Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen haben. 

Unter welchen Voraussetzungen die von Windenergieanlagen ausgehenden Geräuscheinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes schädlich sind, wird durch die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm  - TA Lärm 1998 bestimmt. 

Die Vorschriften der TA Lärm 1998 sind wegen ihres normkonkretisierenden Inhalts wie ein Gesetz anzuwenden, 
dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. August 2007 entschieden [BVerwG 4 C 2.07]. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 1998 folgen grundsätzlich den Gebietsbezeichnungen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und sind einzuhalten.  

 

Wie bereits zu Ziffer I des Schreibens des Einwenders dargelegt wurde die rechtskräftige Konzentrationszone für 
die Windenergie im Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach im Jahr 1999 ausgewiesen. Durch die 
Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 65 „Bremeltal“ vom 01.09.2004 wurde eine Höhenbeschränkung von 
50 m getroffen. Dieser Bebauungsplan ist nun den aktuellen Erfordernissen der Windenergienutzung 
anzupassen. Dazu zählt insbesondere die Überprüfung, ob es überhaupt einer Höhenbegrenzung im 
Bebauungsplan bedarf und, wenn ja, wo diese Grenze zu ziehen ist, damit der rechtlichen Vorgabe, der 
Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, und den Planungszielen der Stadt, der Windenergienutzung am 
Standort mehr Entwicklungsmöglichkeiten zu geben, Rechnung getragen wird. 

 

Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Schallprognosen wurden zeitgleich mit der Neuaufstellung der 
Bebauungspläne ab 2013 erarbeitet. Der Schalltechnische Bericht über die schalltechnische Kontingentierung 
der Kötter Consulting Engineers GmbH liegt mit Datum vom 24.06.2015 vor. Beiden Untersuchungen wurden 
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Windenergieanlagen mit einer maximalen Gesamthöhe von 150 m zugrunde gelegt. Die Neubaugebiete mit ihren 
entsprechenden Gebietsausweisungen gemäß BauNVO wurden dabei ebenso berücksichtigt wie die 
vorhandenen Siedlungsgebiete.  

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen.  

Die generelle Eignung der Regelungen der TA Lärm für die von Windenergieanlagen verursachten 
Geräuschimmissionen wird in der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte 
nicht ernsthaft in Frage gestellt.  

In der TA Lärm sind die zulässigen Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. 
Eine Addition von Schallquellen, die nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist 
nicht zulässig.  

Das Wohngebiet „Sonnenseite“, das im Bereich der nördlichen Stadtentwicklung der Stadt Meckenheim liegt,  
wurde im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Meckenheim Nr. 118 „Bahnhof – Nördliche 
Stadtentwicklung I“ als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 Baunutzungsverordnung entwickelt. Dieser 
Gebietsstatus gilt auch heute noch. Entsprechend sind die dafür ausgewiesenen Lärmwerte nach TA –Lärm 
berücksichtigt worden. 

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht.  

Die Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gewährleistet die 
planungsrechtliche Berücksichtigung der gebietsbezogenen zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
der Vorbelastung im Sinne einer worst-case-Betrachtung. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen sind 
geeignet, die Anforderungen an den Immissionsschutz, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und der 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, zu erfüllen. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

zu IV. Schattenwurf 

Die Berechnung des Schattenwurfs erfolgt für die verschiedenen Windparkkonfigurationen mittels der Software 
WindPro 2.9. Der Schattenwurf ist abhängig von dem genauen Standort der WEA und ist im Rahmen der 
Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu betrachten. 

Auch hier gilt, dass durch den vorliegenden Bebauungsplan noch nicht die konkrete Handlung, nämlich die 
Errichtung von Windenergieanlagen zugelassen wird. Dem Bebauungsplan ist noch das Genehmigungsverfahren 
nachgeordnet, in dem weitere Prüfungen auf der Grundlage einer konkreten Anlagenplanung erfolgen. Dies gilt 
auch für die Ermittlung des Schattenwurfes durch die konkret beantragten Anlagen, die Bewertung der 
tatsächlichen Betroffenheit und die sich daraus ergebenen Auflagen für den Betrieb der Anlagen. 

Die Dauer der zulässigen Beschattung ist im Windenergieerlass NRW benannt und wird in dieser Form von der 
Rechtsprechung bestätigt. Von einer erheblichen Belästigungswirkung kann ausgegangen werden, wenn die 
maximal mögliche Einwirkungsdauer am jeweiligen Immissionsort mehr als 30 Stunden / Kalenderjahr oder mehr 
als 30 Minuten / Tag beträgt. Die 30 Stunden / Jahr beziehen sich auf den astronomisch maximal möglichen Wert 
und entsprechen angesichts der Tatsache, dass nicht dauerhaft die Sonne scheint, einer tatsächlichen 
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Beschattungsdauer von 8 Stunden / Jahr. I.d.R. wird der „30 Stunden / Kalenderjahr-Wert“ gegenüber dem „mehr 
als 30 Minuten / Tag-Wert“ eher erreicht. Beide Werte müssen eingehalten werden. 

Dort, wo eine Überschreitung der zulässigen Beschattungsdauer zu erwarten ist, ist an den WEA eine 
Abschaltautomatik einzurichten, welche bewirkt, dass sich die WEA bei Sonnenschein abschalten, sobald das 
zulässige Beschattungskontingent erreicht ist. 

Auf der Ebene des Bebauungsplanes wird lediglich eine Schattenwurfprognose erstellt, die von exemplarischen 
Windparkkonfigurationen ausgehen, die sich wiederum aus der Schallimmissionsprognose ergeben.  

Um eine erhebliche Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Versuche der Universität Bonn, Campus Klein-
Altendorf zu vermeiden, ist eine maximale Beschattung der Versuchsflächen gemäß Angaben der 
Versuchsanstalt Campus Klein-Altendorf von 100 – 300 Stunden / Jahr zulässig. Die Einhaltung der maximalen 
Beschattungsdauer der standortgebundenen Versuchsflächen zur Gewährleistung der wissenschaftlichen 
Forschungsarbeiten wird an dieser Stelle höher gewichtet als die Nutzung der Windenenergie. Die Nutzung der 
Windenergie kann auch an anderer Stelle innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes in 
substantieller Weise erfolgen. 

Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht. Um 
erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten der landwirtschaftlichen Versuchsanstalt der Universität 
Bonn sicher zu vermeiden, wird für die Versuchsflächen des Campus Klein-Altendorf eine maximale 
Beschattungsdauer von 100 Stunden / Jahr festgesetzt, da dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht gelöst werden kann. 

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Optisch bedrängende Wirkung  

Gemäß dem Urteil OVG NRW 8 A 3726/05 Urteil vom 09.08.2006 ist bei Abständen von weniger als der 
zweifachen Anlagengesamthöhe zwischen Windenergieanlage und schutzwürdiger Nutzung überwiegend mit 
einer optisch bedrängenden Wirkung zu rechnen. Bei Abständen von mindestens der dreifachen 
Anlagengesamthöhe ist i.d.R. keine optisch bedrängende Wirkung zu erwarten. Für den Bereich zwischen der 
zwei- und dreifachen Anlagengesamthöhe ist eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. 

Für die Ermittlung der Sondergebiete für die Windenergie wurde die 2,5-fache Anlagengesamthöhe ausgehend 
von einer 150 m-WEA angesetzt. Dadurch soll einerseits die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans gewährleistet 
werden und andererseits – im Sinne der planerischen Zurückhaltung - keine unnötige Einschränkung der 
Sondergebiete erfolgen.  

Der Nachweis darüber, dass keine optisch bedrängende Wirkung vorliegt, ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung 
zu erbringen. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt.  
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Im vorliegenden Fall beträgt der Abstand zwischen den im Bebauungsplan Rheinbach Nr. 65 „Bremeltal“ -
Neuaufstellung festgesetzten Sondergebietsflächen zur Errichtung von Windenergieanlagen mit einer maximalen 
Gesamthöhe von 150 m und dem erworbenen Wohnanwesen des Einwenders bereits mehr als 1,7 km, sodass 
nicht davon auszugehen ist, dass innerhalb der Baufenster errichtete Windenergieanlagen eine im Sinne der 
Rechtsprechung optisch bedrängende Wirkung auf das Wohnanwesen auslösen werden. 

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtlos, wenn sie von benachbarten Grundstücken 
aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen Auswirkungen ein 
Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann. 

 

zu V Artenschutz 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen 

Die methodische Durchführung der Kartierungen sowie die Auswahl der relevanten Vogelarten wurden gemäß 
NRW Leitfaden (Stand 2013) sowie in Ableitung vorhandener Daten und Hinweise durchgeführt. Brutvorkommen 
und Hinweise auf mögliche Vorkommen planungsrelevanter und WEA-empfindlicher Arten wurden vor Beginn der 
Geländearbeiten mit der Fachbehörde abgestimmt und bei den Bearbeitungen beachtet. 

Die bekannten Brutplätze des Rotmilans befinden sich weit außerhalb der möglichen Beeinträchtigungsbereiche 
von mindestens 1 km Entfernung zu den WEA-Planungen. Der Leitfaden NRW (2013) gibt diese Distanz für den 
Rotmilan vor. Auch die aktuell von Seiten der LAG VSW vorgeschlagene mögliche Beeinträchtigungszone von 
1,5 km reicht nicht an die derzeit bekannten Brutstätten heran. Innerhalb dieser Distanzen wird von einem 
erhöhten Vorkommen und somit Vogelschlagrisiko der Art ausgegangen. Jenseits dieser Distanzen ist kein 
erhöhtes Vogelschlagrisiko anzunehmen, soweit keine Hauptnahrungsgebiete oder Fluglinien durch die 
Planungen betroffen sind. Die Beobachtungen zur Raumnutzung im Untersuchungsgebiet unterstützen, dass kein 
erhöhtes Kollisionsrisiko vorliegt. Der Rotmilan wurde nur gelegentlich im Untersuchungsgebiet als Nahrungsgast 
festgestellt. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG liegen somit nicht vor. 

Die lokale Population des Mäusebussards ist auf Kreisebene oder Naturraumebene anzusetzen. Insofern kann 
die Population der häufigen und ungefährdeten sowie in einem günstigen Erhaltungszustand befindliche Art bei 
möglichen Verlusten von Einzelindividuen nicht betroffen sein.  
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Der Wohnort/Fundort der Schleiereule oder des Turmfalken befindet sich knapp außerhalb des 1.000 m-
Untersuchungsraumes (siehe z.B. Karte 1 der ASP). Beide Arten sind in NRW gemäß Leitfaden nicht WEA-
empfindlich. Der Turmfalke wurde auf Grund der eigenen Nachweise im Text des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages (AFB) bereits betrachtet 

Der Wanderfalke als WEA-empfindliche Art wurde in dem ASF berücksichtigt und zum Schutz der Art eine CEF-
Maßnahme vorgeschlagen. 

Die brütende Graugans oder Neozoen (z.B. Kanadagans) gehören nicht zu den WEA-empfindlichen Arten in 
NRW. Artenschutzrechtliche Konflikte lassen sich für diese Arten nicht ableiten.  

Das Phänomen des Kranichzuges ist durch ornithologische Sammelberichte und alljährliche Beobachtungen in 
Nordrhein-Westfalen und im Bundesgebiet bekannt. Alljährlich finden die Hin- und Rückzüge quer über 
Deutschland statt (vgl. Abb. S.40 im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag). Gemäß Leitfaden zeigt der Kranich 
Meideverhalten gegenüber WEA und wurde als WEA-empfindliche Art eingestuft. Er reagiert insbesondere in 
Brutgebieten empfindlich gegenüber den Betrieb von WEA, die es im Umfeld von Rheinbach und Meckenheim 
nicht gibt. Regelmäßig genutzte Schlafplätze des Kranichs auf dem Vogelzug, die im Umfeld von Rheinbach und 
Meckenheim nicht vorhanden sind, sollten ebenfalls mit einem großen Puffer gegenüber WEA-Planungen 
freigehalten werden (3.000 m Vorschlag LAGVSW 2007). Dies gilt ebenfalls für Hauptflugkorridore zwischen 
Schlaf- und Nahrungsgebieten sowie für überregional bedeutsame Zugkonzentrationskorridore. Beides trifft für 
den Raum Rheinbach und Meckenheim für den Kranich und andere Zugvogelarten nicht zu. Ein erhöhtes 
Schlagrisiko ist nicht abzuleiten, da der Kranich als Breitbandzieher über alle Teile NRWs hinwegfliegt. 

Insbesondere zu den Fledermausvorkommen wurden erstmalig umfassende Untersuchungen im Raum 
durchgeführt und erforderliche vorsorgende Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz der Fledermäuse 
beschrieben. Hierzu gehört auch ein Gondelmonitoring mit Abschaltalgorithmen, das wissenschaftlich zum 
Schutz der Flugbewegungen in Gondelhöhe erarbeitet wurde und bei der LANUV und dem MKULNV anerkannt 
ist. Somit sind keine signifikant erhöhten Schlagrisiken zu prognostizieren. 

 

zu VI Erdbebenstation  

Die Erdbebenstation Bensberg der Universität Köln in Bergisch Gladbach betreibt auf dem Gelände der 
landwirtschaftlichen Versuchsanstalt in Klein Altendorf eine seismische Messstelle. Die Stadt Rheinbach hat im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der TÖB´s sowie der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes die 
Erdbebenstation Bensberg im Verfahren förmlich beteiligt.  

Die Erdbebenstation Bensberg hat mit Schreiben vom 05.05.2015 schriftlich die nachfolgende Stellungnahme 
abgegeben:  

Die Messstation Klein Altendorf mit der offiziellen Stationsbezeichnung BA10 ist Teil des von der Erdbebenstation 
Bensberg erstellten und betriebenen SeFoNiB Netzwerkes (Seismisches Forschungsnetz Niederrheinische 
Bucht). Dabei handelt es sich um sogenannte „strong motion“ Stationen, die mit beschleunigungsproportionalen 
Seismometern ausgestattet sind. Aufgabe des Netzwerkes ist es im Falle von stärkeren Erdbeben (Magnitude 3 
und mehr) unverzerrte Aufzeichnungen der Bodenbeschleunigung zu liefern. Im Vergleich zu sogenannten 
„mikroseismischen Stationen“, die auf große Empfindlichkeiten und die Dedektion möglichst kleiner Erdbeben 
ausgerichtet sind, sind „strong motion“ Stationen eher unempfindlich. In Anbetracht der Entfernung von 1,8 bis 
2,8 km zu den geplanten Windenergieanlagen und des bereits bestehenden Bodenunruhepegels durch die 
nahegelegene Autobahn wird keine wesentliche Beeinträchtigung der in Klein Altendorf durchgeführten 
seismischen Messungen gesehen. 

Die Messstelle BA 10 befindet sich im Weiler „Klein Altendorf“. Dieser liegt in unmittelbarer Nähe der Autobahn 
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BAB A 61.  

Die Stellungnahme der Erdbebenstation Bensberg bezieht sich auf die unterschiedlichen Parkkonfigurationen mit  
Referenzstandorten, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB als 
Vorentwurfsvarianten entwickelt wurden.  

Bedingt durch die nunmehr in den Bebauungsplänen festgesetzten Sondergebietsflächen „Windenergie“ 
betragen die kürzesten Entfernungen der Messstelle BA 10 zu den im Bebauungsplan Nr. 65 „Bremeltal“-
Neuaufstellung zu den Sondergebietsflächen SO 1 1.523 m, zu SO 2 2.023 m und zu SO   2.260 m (siehe 
Abbildung unten).  

 

Da die Differenz zu den zuvor genannten 1.800 m nur rund 280 m beträgt, sieht die Erdbebenstation Bensberg 
darin keinen Grund, derer die Aussagen der Stellungnahme vom 05.05.2015 geändert werden müsste (Antwort 
Prof. Hinzen, Erdbebenstation Bensberg, Universität Köln auf die Anfrage mit Email vom 07.10.2015). 

 

zu VII Campus Klein-Altendorf 

Gemäß Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014 würde eine 
Beschattungsdauer von 100 – 300 Stunden / Jahr die Versuchstätigkeit erheblich behindern. Die Bandbreite der 
möglichen zulässigen Beschattungsdauer zwischen 100 – 300 Stunden / Jahr basiert auf der zitierten 
Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014, die im gleichen Schreiben 
auch anmerkt, dass die Belange des Versuchsgutes Klein-Altenaltendorf hinsichtlich einer möglichen 
Lichtreduktion bereits in den Vorentwurfs-Varianten weitgehend berücksichtigt wurden.  

Da ein hohes öffentliches Interesse an der wissenschaftlichen Versuchstätigkeit an diesem Standort besteht, wird 
im Sinne der Konfliktbewältigung im Bebauungsplan ein Maximalwert für die zulässige Beschattungsdauer der 
Versuchsflächen festgesetzt. 

Um erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten sicher zu vermeiden, wurde der untere Wert von 
maximal 100 Stunden / Jahr als maximal zulässiger Wert im Bebauungsplan festgesetzt.  
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Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht, 
daher kann dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht 
gelöst werden.  

Der Bebauungsplan setzt keine Standorte für Windenergieanlagen (WEA) fest, sondern lediglich Flächenumringe 
(Sondergebiete), innerhalb derer Windenergieanlagen positioniert werden können. Der Schattenwurf einzelner 
Anlagen ist anhand einer konkreten Anlagenplanung standortbezogen zu ermitteln. 

Sofern Überschreitungen der für die bezeichneten Versuchsflächen des Campus-Klein-Altendorf festgesetzten 
zulässigen Beschattungsdauer zu erwarten sind, sind die ursächlichen WEA mit einer Abschaltautomatik 
auszustatten. Dies ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
prüfen. 

 

zu VIII Bodennutzung 

Da der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im  - gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse liegt, ist die Inanspruchnahme 
von Boden in einem als Konzentrationszone für die Windenergie dargestellten Gebiet als zumutbar anzusehen. 
Der Bebauungsplan setzt keine konkreten Anlagenstandorte fest, im Rahmen der anlagenbezogenen 
Genehmigungsplanung nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) kann sichergestellt werden, dass sich 
die Bodeninanspruchnahme auf den notwendigen Umfang beschränkt. 

Die dauerhafte Flächeninanspruchnahme beschränkt sich auf die Mastfundamente, Stellflächen und 
Zuwegungen. Auf den landwirtschaftlichen Flächen zwischen den Anlagen ist die ackerbauliche Nutzung 
weiterhin uneingeschränkt möglich. Der konkrete Eingriff und der Verlust von Boden ist anlagenbezogen in der 
Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierungen im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans zum BImSch-Antrag 
zu ermitteln und zu kompensieren. 

Die Beeinträchtigungen durch die Bodeninanspruchnahme werden vor dem Hintergrund der Nutzung 
erneuerbarer Energien als zumutbar angesehen. 

Klimaschutz / Mikroklima 

Klimaschutz und Klimawandel sind eines der zentralen Umweltthemen der Zeit. Kohlendioxidanstieg in der 
Atmosphäre, Zunahme winterlicher bzw. Abnahme sommerlicher Niederschläge, Anstieg der 
Jahresmitteltemperatur und höhere Wahrscheinlichkeiten von Extremwetterereignissen sind als Klimatrends 
bekannt. Dabei nehmen Kommunen zum Schutz des Klimas und zur Luftreinhaltung durch die Instrumente der 
Bauleitplanung eine zentrale Rolle ein, da mit einem aus dem Flächennutzungsplan entwickelten Bebauungsplan 
rechtsverbindlich über eine umweltverträgliche Nutzung von Grund und Boden entschieden wird. Diesem 
Sachverhalt tragen verschiedene gesetzliche Anforderungen Rechnung. 

Festsetzungen können im Bebauungsplan zwar gemäß Planungsrecht nur aus städtebaulichen Gründen 
erfolgen, nichtsdestotrotz ist das Klima als schützenswerter Belang in der Abwägung zu berücksichtigen. So 
fordert das BauGB in § 1 Absatz 5, dass „die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung …. 
gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und 
Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.“ „Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden“ (BauGB in § 1a Absatz 5; Klimaschutzklausel). Weiter sind bei 
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der Aufstellung von Bauleitplänen gemäß § 1 Absatz 6, Satz 7a insbesondere „ die Belange des 
Umweltschutzes…, insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt“, „die Nutzung erneuerbarer 
Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie“(Satz 7f) sowie „die Erhaltung der 
bestmöglichen Luftqualität“ (Satz 7h) zu berücksichtigen. Weiterhin bestehen Sonderregelungen zur sparsamen 
und effizienten Nutzung von Energie (§ 248 BauGB) sowie für die Nutzung von Windenergie in der 
Bauleitplanung (§ 249 BauGB). 

Durch die Rotorbewegung kommt es zu einer vertikalen Durchmischung der Luft und der Austausch von 
Feuchtigkeit und Luftmassen in den bodennahen Luftschichten kann kleinräumig verändert werden. Die 
entstehenden Luftturbulenzen sind entscheidend abhängig von der Form der Rotorblätter. 

Ob die Effekte auf die Landwirtschaft positiv oder negativ zu bewerten sind, hängt u. a. vom Standort ab. 
Luftverwirbelungen können einen positiven Effekt z. B. auf den Obstanbau haben, indem beispielweise die Zahl 
der Tage mit Bodenfrost verringert werden bzw. überhaupt die Gefahr von Bodenfrost verringert wird. Dieser 
Effekt wird beispielsweise beim Einsatz mobiler Windräder im Frühjahr genutzt, um die Gefahr des Erfrierens der 
Blüten oder auch der jungen Früchte zu mindern. 

Das öffentliche Interesse, das mit der Errichtung von Windenergieanlagen verfolgt wird, ist von hohem Gewicht. 
Die Nutzung von Windenergie dient der Nutzung regenerativer Energiequellen und letztlich der Reduktion von 
Treibhausgasen und damit einem wichtigen umweltpolitischen Ziel, welches u.a. durch das Klimaschutz-
Teilkonzept Erneuerbare Energien in Rheinbach vom November 2013 vorgegeben wurde. Die Umsetzung dieses 
Ziels wird höher gewichtet als der Schutz der Landwirtschaft vor möglichen kleinräumigen Veränderungen des 
Mikroklimas, deren positive oder negative Effekte standortabhängig zu beurteilen sind. 

Durch die im Bebauungsplan Nr. 65 „Bremeltal“ - Neuaufstellung dargelegte Planung werden ehemalige 
landwirtschaftliche Flächen inkl. Wegeerschließung in einer Größenordnung von rund 0,75 ha dauerhaft in 
Anspruch genommen. Den Belangen des Klimaschutzes und des Klimawandels ist im Rahmen des 
Bebauungsplanes Nr. 65 durch die Festsetzungen zum Zwecke der Errichtung und des Betriebs von 
Windenergieanlagen Rechnung getragen worden. Dadurch soll ein Beitrag zur Erhöhung der Energiegewinnung 
aus regenerativen Energien geleistet und somit die CO2-Emissionen gesenkt werden. 

 

zu IX. Landschaftsschutz und Landschaftsbild 

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die überall dort möglich ist, wo 
keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die 
Stadt Rheinbach in ihrem Flächennutzungsplan eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 65 
„Bremeltal“ Neuaufstellung feingesteuert werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft 
werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Plangebiet liegt entgegen der Meinung des Einwenders nicht in einem festgesetzten 
Landschaftsschutzgebiet, siehe dazu auch Landschaftsplan Nr. 4 des Rhein-Sieg-Kreises, Festsetzungskarte 
(http://www.rhein-sieg-kreis.de/imperia/md/content/cms100/buergerservice/aemter/amt_67/lp_4_festsetzungskarte_s_d.pdf). 
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Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsamen oder bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

Dass der Einwender Windenergieanlagen von einer Gesamthöhe bis zu 150 m  als ästhetisch störend empfindet, 
führt noch nicht zu einem Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme 

Das Plangebiet befindet sich in einem Raum, der nicht als Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet bzw. 
FFH-Gebiet ausgewiesen ist und der eine hohe visuelle und akustische Vorbelastung 
(Hochspannungsfreileitungen, Bahnstrecke, klassifizierte Straßen, Gewerbe) aufweist. Die Stadt beabsichtigt 
durch die Planung, die Windenergie an dieser Stelle zu konzentrieren und eine Feinsteuerung vorzunehmen, um 
andere, für die Erholung hochwertigere und unvorbelastete Teilräume von der Windenergienutzung freizuhalten.   

Erholungsqualität 

Das Plangebiet befindet sich in einem Raum, der nicht als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen ist und der eine 
hohe visuelle und akustische Vorbelastung (Hochspannungsfreileitungen, Bahnstrecke, klassifizierte Straßen, 
Gewerbe) aufweist. Die Stadt beabsichtigt durch die Planung, die Windenergie an dieser Stelle zu konzentrieren 
und eine Feinsteuerung vorzunehmen, um andere, für die Erholung hochwertigere und unvorbelastete Teilräume 
von der Windenergienutzung freizuhalten.   

In Bezug auf die mögliche Störung bzw. Beeinträchtigung der Erholungsqualität wird der Belang der Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien in diesem Landschaftsteilraum höher gewichtet (vgl. § 1 Abs.6 Nr. 7 lit. F 
BauGB). Die Beeinträchtigung der Erholungsfunktion in diesem Landschaftsteilraum wird vor dem Hintergrund 
der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung höherwertigerer, unvorbelasteter Teilräume als zumutbar 
angesehen. 

 

zu X. Wirtschaftlichkeit (1. bis 4.) 

Ein erster Indikator für die Wirtschaftlichkeit eines Standortes ist die Windhöffigkeit. Eine gute Windhöffigkeit für 

einen Standort liegt bei etwa 6 m/s. Bei den 150 m-WEA beträgt die mittlere Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe 

5,8 m/s, bei den 100 m-WEA liegt sie bei 5,3 m/s. Es ist darauf hinzuweisen, dass durch die höheren 

Windgeschwindigkeiten bei größeren WEA die Erträge zunehmen, jedoch auch die Investitionskosten gegenüber 

kleinen WEA steigen. Somit müssen kleinere WEA mit geringeren durchschnittlichen Windgeschwindigkeiten in 

Nabenhöhe nicht zwangsläufig unwirtschaftlich sein, insbesondere wenn sie für Schwachwindverhältnisse 

entsprechend ausgelegt sind. 

Die Wirtschaftlichkeitsberechnung ist abhängig von verschiedenen Eingangsgrößen. Die Ertragsleistung basiert 

auf der Ertragsberechnung in WindPro 2.9. Die Kosten für die WEA-Anlagen entsprechen den jeweiligen 

Herstellerangaben. Die Vergütung je kWh ergibt sich aus den Regelungen des Erneuerbare Energien Gesetzes 
(EEG). Für die Planungs- und Betriebskosten sowie die Finanzierung wurden durchschnittliche Annahmen aus 

Erfahrungswerten angesetzt. Insbesondere die Finanzierungsmodalitäten und daraus resultierend auch die 

Rendite sind je nach Investor einer Variabilität unterworfen. Aufgrund der angesetzten Werte und getroffenen 
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Annahmen kann dennoch grundsätzlich geprüft werden, ob die verschiedenen Windparkkonfigurationen 

wirtschaftlich zu betreiben sind. 

Tabelle 1 Wirtschaftlichkeitsberechnung 

WEA-

Gesamthöhe 
WEA-Typ 

Investitionskosten 

[€] 
Jahresarbeit [kWh] 

SIK*  

[€/kWh] 

100 m Vensys V77 9,1 Mio. 11,9 Mio. 0,76 

125 m Enercon E82 E2 17,0 Mio. 15,1 Mio. 1,13 

125 m Kenersys K82 11,8 Mio. 13,6 Mio. 0,86 

150 m Nordex N117 13,7 Mio. 20,3 Mio. 0,68 

* Investition / Jahresarbeit [€/kWh] 

Der SIK-Wert, der wiedergibt wie hoch die Investition / Jahresarbeit ausgedrückt in €/kWh ist, ist ein Indikator für 

die Wirtschaftlichkeit eines Standortes. Je niedriger der SIK-Wert ist, desto wirtschaftlicher ist der Standort. Der 

SIK-Wert sollte für einen wirtschaftlichen Standort  im Bereich von < 0,75 liegen. Die Eigenkapitalrendite ist 

abhängig vom Eigenkapitalanteil. Dieser ist investorenspezifisch sehr unterschiedlich und an dieser Stelle nicht 

belastbar vorauszusagen. 

Die Wirtschaftlichkeitsberechnungen zeigen, dass unter den getroffenen Annahmen, die Windparkkonfiguration 

mit 150 m die eindeutig wirtschaftlichste Variante darstellt. Auch die Windparkkonfiguration mit 100 m-WEA lässt 

sich noch wirtschaftlich darstellen. Keine Wirtschaftlichkeit ist hingegen für die 125 m-WEA gegeben. Neben der 

Enercon E82 E2, die vergleichsweise hohe Anschaffungskosten aufweist, wurde für die etwas 

leistungsschwächere jedoch in der Anschaffung günstigere Kenersys K82 eine Vergleichsrechnung durchgeführt, 

die ebenfalls zu einem unwirtschaftlichen Ergebnis führt. 

Da die Windparkkonfigurationen mit 100 m und 125 m hinsichtlich der Wirtschaftlichkeitsberechnung deutlich 

schlechter zu bewerten sind als die 150 m-Variante und der Windenergie nicht oder nur bedingt substantiell 

Raum verschaffen (vgl. Kap. 9), erweist sich die Windparkkonfiguration mit 150 m-WEA als beste Variante. 

Die Kosten für die Errichtung einer WEA sind nicht Gegenstand des aktuellen Bauleitplanverfahrens. Dies ist eine 
unternehmerische Entscheidung, die durch den Investor zu treffen ist. 

Der Geltungsbereich befindet sich in einem Abstand von ca. 33 km vom Flugplatzrundsuch-/sekundärradar des 

Flugplatzes Nörvenich, liegt innerhalb des Zuständigkeitsbereiches und wird radartechnisch erfasst. Die Störung 

der ASR-910/ASR-S nach § 18a LuftVG ist auszuschließen. Aus diesem Grund sind die Windenergieanlagen ggf. 

mit einer Steuerfunktion auszustatten. Die Erforderlichkeit kann erst auf Grundlage einer konkreten 

Anlagenplanung im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundes-

Immissionsschutzgesetz erfolgen. 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich gemäß Stellungnahme des LVR – Amt für Bodendenkmalpflege 

im Rheinland vom 16.04.2014 (AZ 333.45-87.1/14-001) die Bodendenkmäler eine römische Wasserleitung, zwei 

römische Straßen sowie eine römische Straßenstation (Bodendenkmal SU 091). Unmittelbar südlich des 

Geltungsbereiches liegen die Baudenkmäler Hofanlage Klein-Altendorf 2, 4 und 6. 
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Die im Geltungsbereich vorkommenden, bekannten Bau- und Bodendenkmäler werden als nachrichtliche 

Übernahmen übernommen. Vor Beginn von Bauarbeiten ist durch den Antragsteller in Abstimmung mit dem LVR 

Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland ein Sondierungskonzept abzustimmen, um zu klären, ob sich im 

Erdreich Bodendenkmäler befinden. 

Weitergehende Einschränkungen des Betriebes von Windenergieanlagen werden im Rahmen des BImSch-

Genehmigungsverfahren geprüft und sind für das geführte Bauleitplanverfahren nicht relevant. 

Gleichermaßen sind die Fragen der Auswirkungen der Windenergieanlagen im Plangebiet aus städtebaulicher 

Sicht im Rahmen des Bauleitplanverfahrens umfassend geprüft und in der Begründung mit Umweltbericht sowie 

den Anlagen aufgeführt worden. 

Die vom Einwender unter Punkt 4. aufgeführten Ausführungen zur monetären Einnahmesituation der Kommune 

aus dem Betrieb von Windenergieanlagen sind ebenfalls nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens und sind 

deshalb nicht abwägungsrelevant. 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro 2.9 berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich. 

 

zu XII. Zusammenfassendes Fazit (1. bis 5.) 

Der Einwender weist in seinem Fazit nochmals auf seine vorgebrachten Argumente und Sachverhalte hin, auf die 
von Seiten der Verwaltung umfänglich eingegangen worden ist. 

In der planerischen Abwägung sind nur solche Belange zu berücksichtigen, deren Betroffenheiten mehr als 

geringfügig, in ihrem Eintritt zumindest wahrscheinlich und als abwägungsbeachtlich erkennbar sind. Private 

Belange sind in der Abwägung nur zu berücksichtigen, wenn die Belange in der konkreten Planungssituation 

einen städtebaulich relevanten Bezug haben. Bei den aufgeworfenen energiepolitischen Fragestellungen wurde 

die städtebauliche Relevanz bereits auf Bundesebene entschieden, nämlich indem Vorhaben, die der Nutzung 

von Windenergie dienen, planungsrechtlich eine Privilegierung im Außenbereich zugewiesen wurde (§ 35 

Baugesetzbuch). 

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 

Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 

Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung 

des Bebauungsplanes verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher gewichtet 

werden als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

Die in der Begründung und im Umweltbericht dargelegten fachlichen Inhalte werden als ausreichend 

erachtet, um die im Rahmen der Abwägung von privaten mit öffentlichen Belangen getroffenen 

Festsetzungen zu rechtfertigen. 

Nachtrag zu Anlage 4.2.7_Stellungnahme B 2.57




